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Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger

wobl 1998, 93

Die Auflösung eines Altenheimvertrags durch den Heimträger erfordert - auch ohne ausdrückliche landesgesetzliche Regelung - das Vorliegen eines wichtigen Grundes.

§§ 1118, 1162, 1210 und § 879 Abs 3 ABGB:

Eine Heimordnung, die eine jederzeitige Auflösung des Dauerschuldverhältnisses durch den Heimträger ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes oder schon bei geringfügigen Verletzungen vorsieht, ist grob benachteiligend und sittenwidrig, weil sie der Natur, dem Zweck des Vertrages und der zu unterstellenden Parteienabsicht widerspricht, den Heimplatz auf Lebenszeit, jedenfalls solange dies der Gesundheitszustand des Bewohners erlaubt, zur Verfügung zu stellen und in Anspruch zu nehmen. Der vertraglich vereinbarte Grund, wonach der Heimträger berechtigt sein soll, "den sofortigen Austritt zu verlangen", wenn der Pensionär trotz schriftlicher Mahnung gegen die Heimordnung oder gegen die Anweisungen der Heimleitung verstößt, reicht für eine Vertragsauflösung nur dann aus, wenn ein schwerwiegender Grund vorliegt, der die Interessen der übrigen Heimbewohner oder des Heimbetriebes grob verletzt. Eine Auflösungserklärung kann auch in Form einer Kündigung als gelinderes Mittel ausgesprochen werden. 

OGH 16.10.1997, 6 Ob 247/97k (LGZ Wien 41 R 181/97i; BG Innere Stadt Wien, 43 C 329/93i)

(...) Die Beklagte schloß mit der klagenden Partei 1989 einen Vertrag, nach dem ihr in einem Pensionistenheim der klagenden Partei ein Heimplatz ... zugewiesen wird. An weiteren Leistungen der klagenden Partei wurden täglich drei Mahlzeiten ..., wöchentliche Reinigung des Appartements durch das Heimpersonal und ärztliche Betreuung bei Erkrankungen, die keine Spitalsbehandlung erfordern, im Heim gewährleistet. Die einen Vertragsbestandteil bildenden Richtlinien [der klagenden Partei] enthalten unter den allgemeinen Bedingungen für die Beendigung des Aufenthaltes die Bestimmung: "Jeder Pensionär kann unter Einhaltung einer einmonatigen Frist zum Ende eines jeden Kalendermonates schriftlich seinen Austritt aus dem Heim erklären. Der Heimbetreiber kann den Austritt aus dem Heim unter anderem verlangen, wenn der Pensionär gegen die Heimordnung oder gegen Anweisungen der Heimleitung verstößt und trotz schriftlicher Mahnung sein ordnungswidriges Verhalten fortsetzt oder eine ärztliche Untersuchung verweigert..... Wenn jemand durch sein Handeln, Tun oder Unterlassen Mitbewohner oder Personal gefährdet, stellt dies einen Grund zur Auflösung des Betreuungsvertrages dar". (...) Die Beklagte war mit der Hausordnung und den Richtlinien, die sie unterschrieben hat, vertraut.

Die Beklagte ist eine Einzelgängerin, die nicht bereit ist, sich Gruppen im Heim anzuschließen. Sie schließt sich eher ab und leidet unter Verfolgungs- und Angstzuständen. Im Herbst 1990 begannen mit der Beklagten über die üblichen Eingewöhnungsschwierigkeiten hinausgehende Probleme mit den übrigen Pensionären und dem Hauspersonal. (...)

Sie "bombardierte" die Betreuungsstation und auch die Küche mit lautstarken Telefonaten und Beschwerden, die zumeist in Beschimpfungen und Verdächtigungen ausarteten, wobei sie sich nicht beschwichtigen ließ. Die Beklagte stellte übergebührliche Sonderwünsche, die das Pflegepersonal, das sie immer wieder verdächtigte, sie zu vergiften, bei der zu erledigenden Arbeit behinderten. (...)

Bei mehrfachen, in regelmäßigen Abständen stattfindenden Gesprächen zur Entschärfung der Situation, bei denen teilweise auch die Tochter der Beklagten um Mithilfe zur Befriedung gebeten wurde, zeigte sich die Beklagte völlig uneinsichtig. Auf den Vorschlag, die Beklagte einer psychiatrischen Untersuchung zu unterziehen, was diese ablehnte, reagierte deren Tochter, die um Geltendmachung ihres Einflusses zur Besänftigung ihrer Mutter gebeten wurde, und selbst Ärztin ist, durch Übermittlung eines psychiatrischen Gutachtens. Am 9.7.1992 übernahm die Beklagte einen eingeschriebenen Brief der klagenden Partei, in dem die Beklagte einträglich ersucht wurde, künftig sowohl ehrenrührige oder beleidigende Äußerungen gegen Personal und Mitpensionäre als auch unsinnige unbegründete Beschuldigungen zu unterlassen und die Heimordnung, die keine zusätzlichen Dienstleistungen des Personals ermögliche, einzuhalten. Die Beklagte wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß mit ihr über den Austritt aus dem Pensionistenheim gesprochen werden müsse, wenn sie sich weiterhin über die Grundsätze des Zusammenlebens hinwegsetze. Die geschilderten Verhaltensweisen der Beklagten änderten sich auch nach Erhalt dieses Schreibens nicht, sie wurden vielmehr unvermindert fortgesetzt.

Mit Schreiben vom 24.5.1993 teilte der Rechtsvertreter der klagenden Partei der Beklagten mit, daß der bestehende Betreuungsvertrag zum 30.6.1993 aufgekündigt werde und die Beklagte bis zu diesem Termin verpflichtet sei, das benützte Appartement zu räumen. Nachdem der Rechtsvertreter der Beklagten schriftlich erklärt hatte, diese Kündigung nicht zu akzeptieren, brachte die klagende Partei am 3.8.1993 die Räumungsklage ein. (...)

[Das Erstgericht gab der Klage statt.]

Das Berufungsgericht gab der Berufung der Beklagten keine Folge. Der abgeschlossene Pensionsvertrag sei ein gemischter Vertrag, der Elemente eines Bestand-, Dienst- und Werkvertrages aufweise und mangels Anwendbarkeit des MRG als Dauerschuldverhältnis nach den dispositiven konkret vereinbarten Vertragsbeendigungsgründen aufgelöst werden könne. (...)

Die Revision ist zulässig, weil der Oberste Gerichtshof zur Qualifikation von Verträgen über den Aufenthalt in Pensionistenheimen, insbesondere zu deren möglicher Auflösung bisher noch nicht Stellung genommen hat und solche Verträge für eine steigende Anzahl alter Menschen über den Einzelfall hinaus Bedeutung zukommt. Die Revision ist aber im Ergebnis nicht berechtigt. (...) Es liegt kein reiner Mietvertrag, sondern ein gemischtes Vertragsverhältnis vor. Nach dem klaren Wortlaut des § 1 Abs 2 Z 1 MRG (Mietgegenstände, die im Rahmen eines Betriebes eines Heimes.... für betagte Menschen vermietet werden) unterliegen solche Verträge nicht dem Mietrechtsgesetz......

Das Bundesland Wien (...) hat bisher kein [Heim]Gesetz erlassen,
 so daß grundsätzlich die vertraglichen und ergänzend die gesetzlichen Bestimmungen über die Auflösung eines solchen Vertrages zur Anwendung kommen. Allerdings müßte eine Heimordnung, die eine jederzeitige Auflösung des Dauerschuldverhältnisses durch den Heimträger ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes oder auch schon bei geringfügigen Verletzungen der Heimordnung vorsieht, als der Natur, dem Zweck und der zu unterstellenden Parteiabsicht, den Heimplatz auf Lebenszeit, jedenfalls aber solange dies der Gesundheitszustand des Bewohners erlaubt, zur Verfügung zu stellen und in Anspruch zu nehmen, widersprechend als grob benachteiligend und sittenwidrig beurteilt werden. (...) Ein Verstoß eines Pensionärs gegen die Heimordnung oder gegen Anweisungen der Heimleitung trotz schriftlicher Mahnung ... könnte daher nur dann für die Vertragsauflösung ausreichen, wenn nicht bloß eine geringfügige, wenn auch fortgesetzte Regelwidrigkeit oder Widersetzlichkeit gegen schikanöse Anordnungen vorliegt, sondern ein schwerwiegender Grund, der die Interessen der übrigen Heimbewohner oder des Heimbetriebes grob verletzt. Ein solches durch Jahre und auch noch nach schriftlicher Mahnung fortgesetztes Verhalten der Beklagten wurde von der klagenden Partei aber im vorliegenden Verfahren behauptet und auch festgestellt, so daß die Vertragsauflösung aus wichtigem Grund hier berechtigt ist.

Eine Auflösungserklärung kann als gelinderes Mittel auch in Form einer Kündigung ausgesprochen werden.

Übersicht:

Das zivilrechtliche Verhältnis von Alten- und Pflegeheimbewohnern und Heimträgern ist nach den landesrechtlichen Spezialregelungen zu beurteilen, die durchwegs die Kündigungsmöglichkeit durch den Heimträger auf eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund beschränken. Wo solche Landesregelungen fehlen, sind die Bestimmungen des ABGB heranzuziehen, wobei man aber im Wege der Vertrags- und Gesetzesinterpretation ebenfalls zum Ergebnis gelangt, daß der Heimträger nur aus wichtigem Grund kündigen darf. Diese Ansicht wurde nunmehr durch den OGH mit seiner E vom 16.10.1997, 6 Ob 247/97 k bestätigt.

Deskriptoren:

Auflösung des Heimvertrags, Qualifikation von Altenheimverträgen, Mischcharakter des Heimvertrags, Kündigung durch Heimträger, § 1 Abs 2 Z 1 MRG, §§ 1162, 1117 f und 1210 ABGB, Landes-Heimgesetze und –verordnungen.

1. Einleitung und Frage der Beurteilung von Heimverträgen

Die vorliegende Entscheidung ist vor allem deshalb von rechtlichem Interesse, weil der OGH zum erstenmal zur Qualifikation und Vertragstypisierung von Heimverträgen Stellung nimmt und darüber hinaus auf die wichtige Frage der Kündigung solcher Verträge eingeht. Dies mit dem wichtigen Hinweis, daß „solche Verträge für eine steigende Anzahl alter Menschen über den Einzelfall hinaus Bedeutung zukommt“.
 Vor allem die Auflösung solcher Verträge durch Heimträger bereitet immer wieder Probleme, zumal in manchen Bundesländern Heimgesetze überhaupt fehlen und daher nur die allgemeinen Regeln des Schuldrechts und insb der Kündigung zur Anwendung gelangen. Diese allgemeinen Grundsätze reichen aber nicht für alle Probleme aus heimvertraglichen Verhältnissen aus. Dies wird auch im vorliegenden Fall deutlich.
 Es gilt also in Sonderfällen, die Zumutbarkeitsgrenze von Heimträgern und Mitbewohnern aus den genannten Gründen zu erhöhen. Dazu kommt – und das stellt eine Schwäche dieser vorliegenden Entscheidung dar–, daß im Falle einer bestehenden psychischen Krankheit die allgemeinen Grundsätze der Kündigung allein nicht ohne weiteres anwendbar erscheinen, was auch der sonstigen Judikatur des OGH entspricht.

Für die Beklagte wurde, was der Entscheidung nicht zu entnehmen ist, kein Sachwalter bestellt, was wahrscheinlich nötig gewesen wäre, zumal schon für Außenstehende feststellbar ist, daß die Bekl an einer psychischen Krankheit (offenbar Paranoia/Verfolgungswahn) litt und daher wohl nicht mehr (voll) zurechnungsfähig war.
 Dazu mit keinem Satz etwas zu sagen, muß dem vorliegenden Urteil angekreidet werden und stellt auch das an und für sich richtige (dh für Fälle ohne psychische Beeinträchtigung) Ergebnis in Frage.
 Die Beurteilung dieser OGH-Entscheidung muß daher rechtlich und dogmatisch ambivalent erfolgen: dies iS eines „Grundsätzlich ja, aber in diesem Falle wohl doch nicht!“

Die Entscheidung enthält über das Nichtbehandeln der Frage der Zurechnungsfähigkeit der Bekl hinaus weitere, uns relevant erscheinende, Lücken: Es fehlen ebenso Feststellungen über das Alter, Vermögen, die familiären Verhältnisse und die Pflegebedürftigkeit der Bekl. Das Ausklammern dieser Fragen macht eine endgültige Antwort unmöglich, da dadurch die Frage einer alternativen Unterbringung nicht beantwortet werden kann.

2. Zur Frage der Typusqualifikation von Heimverträgen

Der OGH erfaßt in der vorliegenden Entscheidung einerseits zutreffend den Entgeltscharakter
 des Heimvertrags und stellt überdies fest, daß der Heimvertrag kein reiner Mietvertrag, sondern ein gemischtes Vertragsverhältnis ist. Die Anwendung des MRG wird unter Hinweis auf § 1 Abs 2 Z1 MRG ausgeschlossen.
 Die Konsequenz daraus ist die, daß die Auflösung von Heimverträgen, soweit nicht landesrechtliche Sonderregelungen bestehen,
 nach den allgemeinen Bestimmungen des ABGB zu erfolgen hat. Da es sich bei Heimverträgen in der Regel um unbefristete Verträge handelt, sind für ihre Beendigung die von Rechtsprechung und Lehre entwickelten Grundsätze zur ordentlichen und außerordentlichen Kündigung von Dauerschuldverhältnissen
 anzuwenden. Dabei müssen allerdings die Besonderheiten des Heimträger-Heimbewohnerverhältnisses beachtet werden. Heimbewohner unterliegen als alte, oft kränkliche Menschen einem besonderen Bestandschutzbedürfnis. Ihre sozialen Kontakte nehmen mit zunehmendem Alter ab und beschränken sich häufig auf andere Heimbewohner und die eigene Familie. Sie sind daher auf einen Heim- oder Wohnplatz möglichst in der Nähe ihrer Familie angewiesen. Die Übersiedlung in ein anderes Heim oder eine eigene Wohnung kann ihnen daher nur in Ausnahmefällen zugemutet werden. 

Das führt zu einer Beschränkung an und für sich bestehender Kündigungsmöglichkeiten seitens des Heimträgers,
 wobei aber die außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund grundsätzlich zulässig bleibt;
 §§ 1162, 1117 f und 1210 ABGB. Die vertragliche Vereinbarungsmöglichkeit von Kündigungsklauseln – insbesondere auch wann ein wichtiger Grund vorliegt – ist danach aber einzuschränken.
 Es ist dabei immer auf den Einzelfall abzustellen und insbesondere die Zumutbarkeit für den jeweiligen Heimbewohner, dessen Mitbewohner und den Heimträger abzuwägen.

Der OGH betont ferner – uE nicht ganz zutreffend – die für diesen Bereich geltende Vertragsfreiheit. Richtiger wird in manchen Fällen von einem Abschlußzwang für Heime auszugehen sein, weil Ausweichmöglichkeiten für viele Menschen entweder nicht bestehen oder doch nur minimal sind. Es liegt also häufig eine monopol- oder oligopolartige Stellung von Heimen vor, was uE Konsequenzen für den Vertragsabschluß haben muß. In Bezug auf die (Rechtsfolgen)Beurteilung derartiger Fälle erscheint es uns nötig, den Mischcharakter des Heimvertrags stärker zu betonen. Dh: Neben der Mietkomponente sind auch die anderen Elemente des Mischvertrags, also vornehmlich Kauf, Werkvertrag, Verwahrung und allenfalls Auftrag und Dienstverschaffung für die Rechtsfolgengewinnung heranzuziehen,
 wobei in den allermeisten Fällen die Elemente des Werkvertrags überwiegen.

Für die dogmatische Einordnung des Heimvertrags ist es notwendig, die einzelnen Leistungen des Heimträgers sowie des Heimbewohners zu beschreiben und diese dem jeweiligen Vertragstypus zuzuordnen:

Der Entgeltleistung des Heimbewohners stehen auf Seite des Heimträgers üblicherweise das Zurverfügungstellen der Unterkunft, deren Reinigung, die Versorgung mit Strom, Warm- und Kaltwasser, die tägliche Verpflegung mit Nahrung, das Waschen der Wäsche, eventuell die Unterstützung bei der Körperpflege, soziale Betreuung (Spazierengehen, Besorgungen, Unterhaltung, Kulturelles etc), die Pflege bei leichteren Erkrankungen und ärztliche und krankenpflegerische Assistenzleistungen (zB Verabreichen von Medikamenten) etc gegenüber.
 Ausnahmsweise umfassen die Leistungen des Heimträgers hier auch die „ärztliche Betreuung bei Erkrankungen, die keine Spitalsbehandlung erfordern“.
 Insofern fließen in concreto auch Elemente des Behandlungsvertrags („freien Dienstvertrags“) in das Heimträger-Heimbewohner-Verhältnis ein.

Beim Zurverfügungstellen der Unterkunft einschließlich der Versorgung mit Strom und Wasser handelt es sich unbestritten um Miete.
 Der Verpflegung mit Nahrung liegt in der Regel Kauf zugrunde
, das Waschen der Wäsche sowie das Reinigen der Unterkunft ist Werkvertrag. Die hier erwähnten Elemente stellen – abgesehen vom Waschen der (Leib)Wäsche – auch die wesentlichen Elemente des Pensions-, Beherbergungs- oder Gastaufnahmevertrags dar.
 Dieser wird in der Rechtsprechung und Literatur regelmäßig, ohne auf die einzelnen Leistungen näher einzugehen, als Vertrag beschrieben, der aus miet-, werk-, kauf- und dienstvertraglichen Elementen besteht.
 Nur Ehrenzweig
 beurteilt den Pensionsvertrag als einen ausschließlich aus Miet- und Werkvertrag zusammengesetzten.
 UE ist diese Betrachtungsweise zutreffender, denn die Serviceleistungen, die einen Teil des Pensions-, Gastaufnahme- oder Beherbergungsvertrags darstellen, werden weder in persönlicher Abhängigkeit, noch im Betrieb des Gastes erbracht. Auch wird hier ein objektivierbarer Erfolg
 geschuldet, sodaß es nicht nötig und sinnvoll ist, auf das Rechtsinstitut des Dienstvertrags auszuweichen. Praktisch eine Rolle spielt dagegen , gerade für die hier interessierenden Verträge, die Dienstverschaffung, die vertraglich wiederum unterschiedlich ausgestaltet sein kann; bloße Verwendungszusage oder als Garantie.

Auch bei den meisten anderen Leistungen, die von Altenwohn- und Pflegeheimen erbracht werden, nämlich der Unterstützung bei der Körperpflege, der Pflege leichter Erkrankungen sowie gewissen ärztlichen Assistenzleistungen, überwiegen grundsätzlich werkvertragliche Elemente. Es wird jeweils ein Erfolg geschuldet, der qualitativ und quantitativ in Form eines Betreuungsstandards feststellbar und festlegbar ist. Es handelt sich dabei um typische Dienstleistungen im wirtschaftlichen Sinn, die nicht von Unwägbarkeiten, wie der Reaktion des Körpers beim ärztlichen Behandlungsvertrag, abhängen. Das Einordnen solcher Leistungen in Standards entspricht auch dem Verständnis und der Diktion der Pflegewissenschaft. Danach werden die Pflegeleistungen aufgegliedert in Struktur-, Prozeß- und Ergebnisstandards, anhand derer die jeweilige Pflegequalität gemessen wird. 

Schwieriger wird die Zuordnung sozialer Dienste: Kulturelle Angebote (zB Musikauswahl, Bücher vorlesen), Unterhaltung, Begleitung beim Spazierengehen usw sind wohl quantitativ festlegbar, eine qualitative Bewertung ist aber kaum zu bewerkstelligen. Trotzdem handelt es sich uE auch hier um Serviceleistungen, die grundsätzlich nach Werkvertragsrecht zu beurteilen sind. Nur eine solche Deutung ermöglicht auch eine effiziente Qualitätskontrolle all dieser qualitativ schwer erfaßbaren Leistungen.
 

Weitere Rechtsgeschäfts- und Vertragstypen, die beim Heimvertrag auftreten können, sind der Verwahrungsvertrag, der Auftrag, der Dienstverschaffungsvertrag sowie die Geschäftsführung ohne Auftrag und die Stellvertretung. Zu Verwahrungsverträgen kommt es beispielsweise, wenn Gegenstände/Wertsachen der Heimleitung oder einer dafür zuständigen Person (zB Portier) zur Aufbewahrung übergeben werden.
 Erledigt das Heimpersonal Einkäufe für Heimbewohner, handelt es sich um Auftrag, allenfalls um bloße Stellvertretung. Aber weder der Verwahrung, noch dem Auftrag oder der Stellvertretung kommt in der Praxis große Bedeutung zu. Hingegen ist die Geschäftsführung ohne Auftrag immer wieder relevant. Zu denken ist dabei etwa an die medizinische Versorgung bei Notfällen, wobei hier in erster Linie Ärzte als Geschäftsführer ohne Auftrag tätig werden.

Aus welchen Elementen der jeweilige Heimvertrag besteht und in welchem Verhältnis diese vorkommen, hängt von der konkreten Ausformung des Einzelvertrages ab.
 Miete und Werkvertrag, als die dominierenden Elemente, kommen immer vor. Bei manchen Wohnformen in Heimen, bei denen sich alte Menschen zum größten Teil selbst versorgen, handelt es sich fast um reine Beherbergungsverträge.
 Je kränklicher und pflegebedürftiger Heimbewohner aber sind, umso mehr überwiegen die Elemente des Werkvertrags. 

Heimverträge sind Dauerschuldverhältnisse, für die es charakteristisch ist, daß der Heimträger ein durch längere Zeit andauerndes Verhalten – Pflegedienste, Zurverfügungstellen von Unterkunft, Verpflegung etc – und der Heimbewohner periodisch wiederkehrende Geldleistungen schuldet. Wenn auch der Werkvertrag gemeinsam mit dem Kaufvertrag als Prototyp der Zielschuldverhältnisse gilt, so ist es heute doch allgemein anerkannt, daß dieser auch als Dauerschuldverhältnis vorkommt.

3. Zusammenfassung und Ergebnis 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: Die Rechtslage in Österreich für Alten- und Pflegeheimverträge stellt sich nach dem VfGH-Erk von 1992 (FN 1) unterschiedlich dar. Manche Bundesländer haben einschlägige landesrechtliche Regelungen getroffen (Burgenland, Steiermark, Kärnten, Salzburg und Oberösterreich), andere dagegen nicht (Niederösterreich, Tirol, Vorarlberg und Wien). Getroffene und fehlende Regelungen haben den in dieser Entscheidung entwickelten Kündigungskriterien zu entsprechen, wobei künftig noch für bestimmte Fälle eine Härteklausel anzunehmen wäre. – Ferner ist festzuhalten, daß der Heimvertrag entgeltlicher Mischvertrag ist, der grundsätzlich die Elemente von Miete und Werkvertrag enthält, wobei der Werkvertrag jedenfalls beim Pflegeheimvertrag als bestimmendes Element anzusehen ist. Unterbringung und andere wirtschaftliche Dienstleistungen erscheinen hier der Pflege klar untergeordnet, während beim schlichten Altenheim- oder Wohnvertrag die Mietkomponente etwa gleich stark neben die werkvertragliche tritt. Für die Rechtsfolgen bedeutet dies uE, daß für Pflegeheimverträge idR eine Absorption aller anderen Typenelemente durch den Werkvertrag vorzunehmen ist, während es beim schlichten Altenheimvertrag am häufigsten zu einer Kombination, allenfalls auch zu Analogie und Kreation kommt.
 Eine solche Qualifikation ermöglicht eine praxisnahe Überprüfung von Pflege- und Qualitätsstandards.

Methodisch zieht der OGH im Rahmen seines Auslegungsschrittes, der sowohl Elemente der Vertrags-, wie der Gesetzesauslegung umfaßt, ohne dies anzusprechen, einen Analogieschluß (Rechtsanalogie; § 7, 2. Fall), der durch ein Quäntchen natürliche Rechtsgrundsätze ergänzt wird. Dieser Ansatz ermöglichte es künftig auch, wie hier vorgeschlagen, eine Härteklausel als der Natur der Sache entsprechend einzuführen, wodurch den Landesgesetzgebern oder allenfalls auch dem Bundesgesetzgeber ein Weg gewiesen werden könnte.

Heinz Barta und Michael Ganner, Institut für Zivilrecht an der Universität Innsbruck

� Zur Rechtslage in Österreich nach dem VfGH-Erk vom 16.10.1992, VfSlg 13.237, Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 1997, 86; Kurz sieht sie folgendermaßen aus: Die Bundesländer Burgenland, Steiermark, Kärnten, Salzburg und Oberösterreich haben die Errichtung und den Betrieb von Altenwohn- und/oder Pflegeheimen in eigenen landesrechtlichen Bestimmungen geregelt. Darin werden auch teilweise Inhalte des Heimvertrags vorgegeben. Die Bundesländer Niederösterreich, Tirol, Vorarlberg und Wien haben für diesen Bereich bisher keinerlei Regelungen getroffen.


� Zur demographischen Entwicklung Ganner/Barta (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref408042130 \h ��1�) 88.


� Dazu Barta/Ganner, JRP Heft 1/1998, wo im wesentlichen ebenfalls die Meinung vertreten wird, daß auch Heimträger (nur) aus wichtigem Grunde kündigen können sollen. Dies allerdings mit der Einschränkung, daß es angezeigt erscheint, gerade für den Bereich der Heimverträge eine Härteklausel vorzusehen, weil man alte Menschen, die zwar oft schwierig sein mögen, nicht auf die Straße setzen kann, wenn sie über keine andere Unterbringungsmöglichkeit verfügen und insb ihnen auch die Mittel dazu fehlen, anderswo unterzukommen. Bei fehlenden landesgesetzlichen Regelungen wäre eine solche Härteklausel im Wege ergänzender Vertragsauslegung (iVm § 7 ABGB) einzuführen.


Der Anlaßfall macht zudem deutlich, daß überlegt werden sollte, vor einer Kündigung aus wichtigem Grund eine (qualifizierte) Verwarnung vorzusehen, nach der eine bestimmte Zeit verstreichen muß (zB 6 Wochen) ehe gültig aus wichtigem Grund gekündigt werden kann.


� In diesem Sinne bestimmt § 6 Abs 2 lit c Z 4 cc Kärntner Heimgesetz, daß ein wichtiger Grund nur dann vorliegt, „wenn sich der Bewohner – ohne daß dies durch Krankheit bedingt ist – fortgesetzt gemeinschaftswidrig verhält und dieses Verhalten für die Mitbewohner nicht mehr vertretbar ist“. Dabei sind unter den Begriff „Krankheit“ uE wohl auch gewisse Alterserscheinungen zu zählen, die gemeinhin nicht unter diesen Begriff subsumiert werden.


� So verdächtigte die Bekl immer wieder das Heimpersonal, „sie zu vergiften“, beschimpfte andere Heimbewohner, führte aggressive Telefonate und beleidigte wiederholt das Heimpersonal. Allgemein litt die Bekl nach den Feststellungen unter Verfolgungs- und Angstzuständen.


� Die OGH-Entscheidung enthält auf Seite 6 den Hinweis, daß die klagende Partei den Vorschlag gemacht habe, die Bekl einer psychiatrischen Untersuchung zu unterziehen, was die Bekl aber abgelehnt habe. Die Tochter der Bekl, selbst Ärztin, übermittelte idF ein psychiatrisches Gutachten, über dessen Inhalt und Autor das Urteil aber nichts aussagt. Persönliche Nachforschungen haben ergeben, daß das Gutachten von der Tochter der Bekl als Privatgutachten in das Verfahren eingebracht wurde, um deren volle Zurechnungsfähigkeit zu beweisen. Das Privatgutachten soll von einer dritten Person erstellt worden sein und die Frage der Zurechnungsfähigkeit eindeutig bejaht haben.


� Laut telefonischer Auskunft des Klagsvertreters wurde die Frage einer alternativen Unterbringung im Verfahren sehr wohl erörtert und die Zumutbarkeit bejaht, weil die Bekl eine überdurchschnittliche Pension erhält, erst cirka 70 Jahre alt und nur leicht pflegebedürftig ist sowie ihre Tochter in Wien lebt.


� Vgl Barta/Ganner (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref408044871 \h ��3�) FN 43: privates Einkommen und Vermögen, Pflegegeld, Sozialhilfe.


� Ausführlich Schauer, Seniorenunterkünfte und MRG, WoBl 1996, 52.


� Solche gibt es für das Burgenland, die Steiermark sowie Oberösterreich und Kärnten; vgl Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938 (939).


� Vgl OGH in RZ 1982/53.


� Dazu auch Ganner (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref407531600 \h ��10�) 945.


� MietSlg 26.039 [1974]; MietSlg 25.040 [1973].


� BGH, 22.3.1989, NJW 1989, 1673: „Die Klausel in einem Altenheimvertrag, ein wichtiger Grund zur Kündigung liege vor, wenn der Bewohner bzw der kostenerstattungspflichtige Dritte mit der Zahlung des Leistungsentgeltes für mehr als zwei Monate im Rückstand sei, benachteiligt den Heimbewohner unangemessen und ist deshalb unwirksam“. Vgl dazu aber die Bestimmungen in § 6 Abs 2 lit Kä HeimG, § 7 Abs 2 Stmk PflegeheimG, § 7 Abs 2 lit c Bgld Altenwohn- und PflegeheimG und § 4 Abs 3 Z 2 Entwurf zum Ti HeimG, wonach bei Zahlungsverzug – von ein bis zwei Monaten – sehr wohl eine außerordentliche Kündigung begründet ist; österreichische Rspr liegt dazu nicht vor.


� Barta, Arbeitsbuch Zivilrecht4 (Internetauflage) 5. Stunde, C III 2: Rechtsanwendungsregeln.


� Eine interessante Entscheidung dazu hat der OGH in SZ 40/37 [1967] getroffen, wonach der Heimaufenthalt eines Kindes ein aus Gastaufnahme- und Werkvertrag gemischter Vertrag ist, wobei jedoch die Elemente des Werkvertrags überwiegen und daher ausschließlich dessen gesetzliche Bestimmungen zur Anwendung kommen. Bei der daraus abzuleitenden „Erfolgshaftung“ der Heimleitung kann es sich nur um die Garantie eines Standards hinsichtlich der Aufsichtspflicht handeln, denn die Haftung für höhere Gewalt nach der Sphärentheorie (demnach würde die Heimleitung beispielsweise für zufällig auftretende Krankheiten des Kindes haften; vgl Koziol/Welser10, Grundriß des bürgerlichen Rechts I, 409) wäre nicht zu rechtfertigen.


� Zur möglichen Unterscheidung von schlichten Altenheim- und Pflegeheimverträgen vgl die Zusammenfassung am Schluß dieser Entscheidungs-Besprechung.


� Vgl BGH, 14.10.1981, NJW 1982, 221; als Beherbergungsvertrag bezeichneter Heimvertrag, der die einzelnen Leistungen des Heimträgers taxativ aufzählt.


� In den Pflegestationen der klagenden Partei werden angestellte Ärzte beschäftigt. Der ärztliche Behandlungsvertrag wird idF zwischen Heimbewohnern und Heimträger geschlossen. Die behandelnden Ärzte werden als Erfüllungsgehilfen des Heimträgers tätig.


� Ehrenzweig2 II/1, 184 (Pensionsvertrag); SZ 66/179 [1993] (dogmatische Einordnung des Gastaufnahmevertrags); Putzo in Palandt55, Einf 2 vor MHG; NJW 1989, 1674; und andere.


� Krejci in Rummel2, §§ 1165, 1166 RZ 127, Dittrich/Tades34, § 1166 E 1 ff. Nur wenn die Nahrung nach den individuellen Wünschen des Heimbewohners, was nur selten der Fall sein wird, zubereitet wird, liegt Werkvertrag vor; gem § 1166 liegt im Zweifel Kauf vor; s. auch Gschnitzer2, Schuldrecht Besonderer Teil und Schadenersatz, 232 ff.


� Vgl Gschnitzer, SchRAT2, 18; Würth in Rummel2, § 1090 Rz 17.


� Gschnitzer in Klang2 IV/1 660 (Gastaufnahme); Dittrich/Tades34, § 1090 E 49 (Gastaufnahmevertrag); RZ 1977, 263; SZ 52/189 [1979]: Beherbergungsvertrag; SZ 66/179 [1993] und SZ 51/116 [1978]: Gastaufnahme; NJW 1978, 1426 (Pensionsvertrag); so auch das LGZ Wien in diesem Fall als Berufungsgericht.


� Ehrenzweig2 II/1, 184.


� Zur Abgrenzung zwischen Dienst- und Werkvertrag Dittrich/Tades34, § 1151 E 11-76; Krejci in Rummel2, § 1151 Rz 92-98 ua; ARD 4633/31/95; ARD 4248/20/90.


� Der objektivierbare Erfolg besteht darin, daß die Reinigung der Unterkunft und das Waschen der Wäsche einen der Verkehrssitte entsprechenden Standard erfüllt.


� Dazu Gschnitzer SchRAT2 259.


� Behr/Brechmann/Voiß/Wallrafen-Dreisow, Vom Pflegeheim zum Altenwohnhaus 35 ff (1995).


Strukturstandards „beziehen sich auf die Bedingungen, unter denen Pflege erbracht wird: Organisationsform, Größe der Wohn-Pflege-Gruppen, Vorhandensein von Materialien und Räumlichkeiten, Zeit, Personalbedarf und Qualifikationsanforderungen an die Mitarbeiter.“


Prozeßstandards „beinhalten Aussagen über Art und Inhalt des pflegerischen Handelns und Verhaltens und beschreiben somit die einzelnen Schritte der Pflegeleistung im Sinne des Pflegeprozesses.“


Ergebnisstandards „benennen, was die Pflegeleistung erbringt. Sie beschreiben die angestrebte Veränderung im Verhalten, Gesundheitszustand, Wohlbefinden und in der Zufriedenheit des pflegebedürftigen Menschen. Es werden generelle Pflegeziele festgelegt, anhand deren das Pflegeergebnis im Ist-Soll-Vergleich bewertet werden kann“.


Diese Einteilung der Pflegestandards trifft auch die Weltgesundheitsorganisation (WHO).


Pflegequalität ist nach dem amerikanischen Medizinprofessor Donabedian der Grad der Übereinstimmung zwischen den Zielen des Gesundheitswesens und der tatsächlich geleisteten Pflege.


� Die Subsumierung unter Dienstvertragsrecht würde die rechtlichen Ansprüche der Heimbewohner am „Bemühen“ des Heimträgers und seiner Angestellten messen und somit deren effiziente Durchsetzung stark beeinträchtigen.


� Darauf sind die einschlägigen Bestimmungen der §§ 957 ff ABGB anzuwenden, wenngleich künftige (landes)gesetzliche Bestimmungen Zusatzvorschriften zB über das Verwahren von Geld oder Kostbarkeiten und deren Registrierung vorsehen sollten.


� Die Praxis zeigt hier allerdings, daß meist gar nicht oder nur geringfügig differenziert wird. Das wäre jedoch wünschenswert, zumal es sich oft auch um wichtige Kostenfaktoren handelt.


� „Wird in der „Aufnahmevereinbarung“ in ein Pensionistenheim ausdrücklich zwischen Verpflegskosten und Miete unterschieden und steht es dem Heimbewohner frei, auch ohne Inanspruchnahme der Verpflegung durch das Heim dort zu wohnen, so liegt ein Mietverhältnis vor, auf das ... die Vorschriften über die Kündigungsbeschränkungen ... anzuwenden sind, sofern die Bestandräume nicht unter § 1 Abs 2 Z 4 MG fallen, MietSlg 31.281 [1979].


� Barta (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref408045104 \h ��15�) 12. Stunde, A III 6.


� Barta (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref408045104 \h ��15�) 5. Stunde, C III 2.





